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Auftrag Baselgia-Brunner 

 

betreffend schulergänzende Kinderbetreuung als Ganzjahresangebot 

 

Antwort der Regierung 

 

Das Gesetz für die Volksschulen des Kantons Graubünden (Schulgesetz; 

BR 421.000) regelt die Bildung und Erziehung in der Volksschule und gilt für die öf-

fentlichen Schulen und, soweit es keine Ausnahmen vorsieht, sinngemäss auch für 

die Institutionen der Sonderschulung sowie für den Privatunterricht und die Privat-

schulen, in denen die Schulpflicht erfüllt werden kann. Die Schulzeit umfasst 39 

Schulwochen (Art. 24 Abs. 1) und gilt innerhalb dieser von Montag bis Freitag 

(Art. 25 Abs. 1). Wochenenden, Feiertage und Schulferien liegen ausserhalb der 

gesetzlichen Schulzeit. Gemäss Schulgesetz haben die Schulträgerschaften wäh-

rend der Schulzeit für die Betreuung der Schülerinnen und Schüler (SuS) zu sorgen. 

In diesem Zusammenhang bestimmt Art. 27 Abs. 1 Schulgesetz, dass diese bei Be-

darf weiter gehende Tagesstrukturen (auch als schulergänzende Betreuung bezeich-

net) anbieten. Diesbezüglich wird in den einschlägigen Erläuterungen der Botschaft 

zum Schulgesetz explizit festgehalten, dass sich die Angebotspflicht auf die Arbeits-

tage (Montag bis Freitag) während der Schulwochen, frühestens ab 7.30 Uhr und 

spätestens bis 18.00 Uhr, beschränkt (Botschaft der Regierung an den Grossen Rat, 

Heft Nr. 6/2011–2012, Totalrevision des Gesetzes für die Volksschulen des Kantons 

Graubünden [Schulgesetz], S. 698). Die konkrete Ausgestaltung dieser Angebots-

pflicht regelt die Verordnung über weiter gehende Tagesstrukturen (Tagesstruktur-

verordnung; BR 421.030). Art. 2 Abs. 1 lit. b dieser Verordnung definiert die weiter 

gehenden Tagesstrukturen als Betreuungsangebote der Schulträgerschaften für SuS 

der öffentlichen Volksschule, welche während der Schulwochen stattfinden und über 

die Betreuung während der gesetzlich vorgeschriebenen Blockzeiten hinausgehen. 

Die Schulferien gehören nicht dazu.  

Demgegenüber finden das Gesetz über die Förderung der familienergänzenden Kin-

derbetreuung im Kanton Graubünden (KIBEG; BR 548.300) sowie die dazugehören-
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de Verordnung über die Förderung der familienergänzenden Kinderbetreuung im 

Kanton Graubünden (KIBEV; BR 548.310) Anwendung auf die Angebote zur Betreu-

ung von Kindern im Vorschulalter und von schulpflichtigen Kindern, ausgenommen 

die Angebote gemäss Schulgesetzgebung (Art. 2 Abs. 1 KIBEG und Art. 1 Abs. 2 lit. 

a und b KIBEV). 

Die im Auftrag geforderte Bereitstellung von Betreuungsangeboten während der 

Schulferien wäre für die Schulträgerschaften voraussichtlich mit einem grossen Auf-

wand verbunden, da in der Regel weder das dafür notwendige Personal noch das 

entsprechende Know-how für eine tages- oder wochenweise Betreuung von schul-

pflichtigen Kindern vorhanden ist. In den meisten Schulträgerschaften steht der 

Schulbetrieb während der Schulferien weitgehend still. Sodann müssten dem Amt für 

Volksschule und Sport die für eine solche Angebotsausweitung notwendigen zusätz-

lichen finanziellen und personellen Mittel bereitgestellt werden. 

Nach Auffassung der Regierung ist dem berechtigten Interesse, Beruf und Familie 

vereinbaren zu können, Rechnung zu tragen. Der Auftrag verlangt eine gesetzliche 

Verankerung der schulergänzenden Kinderbetreuung als Ganzjahresangebot. Die 

Regierung teilt die Auffassung, dass sich der Auftrag nicht nur mit einer Revision der 

Tagesstrukturverordnung erfüllen lässt, sondern einer klaren gesetzlichen Grundlage 

bedarf. Mit der anstehenden Teilrevision des Schulgesetzes bietet sich die Möglich-

keit, eine entsprechende Rechtsgrundlage, namentlich die Statuierung einer Ver-

pflichtung der Schulträgerschaften, bei entsprechendem Bedarf Betreuungsangebote 

für Kinder berufstätiger Erziehungsberechtigter auch während der Schulferien bereit-

zustellen, im einschlägigen Gesetz aufzunehmen. Die Schulträgerschaften werden 

somit Gelegenheit erhalten, im Rahmen der Vernehmlassung zur Teilrevision des 

Schulgesetzes dazu Stellung zu nehmen. 

 

Aufgrund dieser Ausführungen beantragt die Regierung dem Grossen Rat, den vor-

liegenden Auftrag zu überweisen. 
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